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1.  Vorbemerkung 

Städtebauliche Erneuerung ist Gemeindeentwicklung. Daher bedarf es eines methodischen Ansat-

zes zur Vernetzung der städtebaulichen Erneuerung mit den unterschiedlichen Ebenen der kommu-

nalen Entwicklungsstrategie. In den Städtebauförderungsrichtlinien des Ministeriums für Wirtschaft, 

Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg verfassten Richtlinien zur Städtebauförderung wur-

den dazu die Begriffe „Gesamtörtliches Entwicklungskonzept“ (GEK) und „Gebietsbezogenes Inte-

griertes Städtebauliches Entwicklungskonzept (ISEK)“ eingeführt. Im „Gesamtörtliche Entwicklungs-

konzept“ sollen Entwicklungsstrategien für den gesamten Ort entwickelt werden. Ausgehend von der 

gesamtörtlichen Darstellung war für das zukünftige Sanierungsgebiet ein „Gebietsbezogenes Inte-

griertes Städtebauliches Entwicklungskonzept“ (ISEK) zu erstellen.  

 

Das von der Firma Imakomm Akademie erstellte Gesamtörtliche Entwicklungskonzept wurde dem 

Gemeinderat am 17.09.2019 vorgelegt. Die Zielsetzungen für das Untersuchungsgebiet „Neue Orts-

mitte Söllingen“ wurden aus dieser gesamtörtlichen Entwicklungsstrategie abgeleitet.  

 

Die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an der Gemeindeentwicklung von Pfinztal erfolgte als 

breit angelegter Prozess und startete mit einer großen öffentlichen Auftaktveranstaltung am 19. Juli 

2018. In Rahmen des Prozesses fanden im September / Oktober 2018 in allen Ortsteilen Zukunfts-

workshops statt, die offen für alle Bürgerinnen und Bürger waren. Neben der Beteiligung zum ge-

samtörtlichen Entwicklungskonzept, fanden bereits im Vorfeld auch im Rahmen der Ortsentwicklung 

Söllingen verschiedene Bürgerbeteiligungsveranstaltungen statt, z. B. Bürgerbeteiligung zur Zukunft 

des Kelterplatzes im Jahr 2015. 

 

Zur Antragstellung für ein Programm der städtebaulichen Erneuerung wurde am 25. Juni 2019 durch 

den Gemeinderat das Untersuchungsgebiet „Neue Ortsmitte Söllingen“ festgelegt und die LBBW Im-

mobilien Kommunalentwicklung GmbH mit der Antragstellung und Durchführung der Vorbereitenden 

Untersuchungen beauftragt. Der Beschluss zur Durchführung von Vorbereitenden Untersuchungen 

nach § 141 BauGB wurde am 15. Oktober 2019 gefasst. Die öffentliche Bekanntmachung erfolgte 

am 24. Oktober 2019 (s. Anhang). In Vorbereitung zur Antragstellung wurde in einem ersten Schritt 

ein Integriertes Städtebauliches Entwicklungskonzept (ISEK) erarbeitet, das inhaltlich der ersten 

Stufe der Vorbereitenden Untersuchungen entspricht. Die noch ausstehenden Arbeiten der Vorbe-

reitenden Untersuchungen (Teil II) nach § 141BauGB werden mit vorliegender Broschüre ergänzt. 

Dabei sind die Ergebnisse aus ISEK und VU (Teil II) zusammengefasst. Die Ergebnisse dieser Arbeit 

gewähren einen hinreichenden Einblick in die soziale, strukturelle und städtebauliche Situation des 

Untersuchungsgebietes und verdeutlichen anschaulich die baulichen und strukturellen Mängel und 

Missstände im Untersuchungsgebiet „Neue Ortsmitte Söllingen“. 
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2  Allgemeines 

2.1 Städtebauliche Erneuerungsmaßnahme nach dem BauGB 

Ziele städtebaulicher Sanierungsmaßnahmen 

Städtebauliche Erneuerungsmaßnahmen werden von den Städten und Gemeinden auf der rechtli-

chen Grundlage des Baugesetzbuches (BauGB) vorbereitet und durchgeführt. Nach § 136 Abs. 2 

BauGB sind städtebauliche Sanierungsmaßnahmen definiert als Maßnahmen, durch die ein Gebiet 

zur Behebung städtebaulicher Missstände wesentlich verbessert oder umgestaltet wird. Im Bauge-

setzbuch werden zwei Arten von städtebaulichen Missständen unterschieden: 

 

Substanzschwächen 

Substanzschwächen liegen nach § 136 Abs. 2 BauGB vor, wenn das Gebiet nach seiner vorhande-

nen Bebauung oder nach seiner sonstigen Beschaffenheit den allgemeinen Anforderungen an ge-

sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder an die Sicherheit der in ihm wohnenden oder arbeitenden 

Menschen nicht entspricht. 

 

Funktionsschwächen 

Funktionsschwächen liegen nach § 136 Abs. 2 BauGB vor, wenn das Gebiet in der Erfüllung der 

Aufgaben, die ihm nach seiner Lage und Funktion obliegen, erheblich beeinträchtigt ist. 

 

Dementsprechend zielen städtebauliche Erneuerungsmaßnahmen im Einzelnen darauf ab, die bau-

liche Struktur nach den sozialen, hygienischen, wirtschaftlichen und kulturellen Erfordernissen zu 

entwickeln, wobei neben den Anforderungen an gesunde Lebens- und Arbeitsbedingungen der in 

dem Gebiet wohnenden Menschen auch die Erfordernisse des Umweltschutzes berücksichtigt wer-

den sollen. 

 

2.2 Aufgaben der Vorbereitenden Untersuchungen 

Da städtebauliche Sanierungsmaßnahmen als Gesamtmaßnahmen angelegt sind und auf die Behe-

bung von Missständen eines Gesamtgebietes abzielen, setzen sie eine genaue Kenntnis über die 

bauliche Situation sowie die funktionalen, strukturellen und sozialen Zusammenhänge in dem betref-

fenden Gebiet voraus. 

 

Zur Gewinnung dieser Kenntnisse und zur Erarbeitung von Bewertungsgrundlagen über Notwendig-

keit und Zielrichtung der Sanierung schreibt das Baugesetzbuch in § 141 BauGB die Durchführung 

von Vorbereitenden Untersuchungen vor.  

 

§ 136 Abs. 3 BauGB nennt eine Anzahl von Kriterien, die bei der Analyse der städtebaulichen Miss-

stände vorrangig herangezogen werden sollen. Dies sind - wie bereits erwähnt - zum einen die Wohn- 

und Arbeitsverhältnisse der Bewohner in Bezug auf 

 die Belichtung, Besonnung und Belüftung der Wohnungen und Arbeitsstätten, 

 die bauliche Beschaffenheit von Gebäuden, Wohnungen und Arbeitsstätten, 

 die Zugänglichkeit der Grundstücke, 



Vorbereitende Untersuchungen  

„Neue Ortsmitte Söllingen“   

 

5 5 5 

 die Auswirkung einer vorhandenen Mischung von Wohn- und Arbeitsstätten, 

 die Nutzung von bebauten und unbebauten Flächen nach Art, Maß und Zustand, 

 die Auswirkungen, welche von Grundstücken, Betrieben, Einrichtungen oder Verkehrsanla-

gen ausgehen, insbesondere in Gestalt von Lärm, Verunreinigungen und Erschütterungen, 

 die vorhandene Erschließung, 

 

zum anderen ist dies die Funktionsfähigkeit des Gebietes in Bezug auf 

 den fließenden und ruhenden Verkehr, 

 die wirtschaftliche Situation und Entwicklungsfähigkeit des Gebietes unter Berücksichtigung 

seiner Versorgungsfunktion im Verflechtungsbereich, 

 die infrastrukturelle Erschließung des Gebietes, seine Ausstattung mit Grünflächen, Spiel- 

und Sportplätzen und mit Anlagen des Gemeinbedarfs, insbesondere unter Berücksichti-

gung der sozialen und kulturellen Aufgaben des Gebiets im Verflechtungsbereich. 

 

 

2.3 Vertraulichkeit 

Nach den gesetzlichen Bestimmungen sind die ermittelten Daten über Eigentümer, Mieter und Päch-

ter und deren Gebäude und Wohnungen streng vertraulich zu behandeln. Entsprechend werden die 

gewonnenen personen- und haushaltsbezogenen Daten sowohl in diesem Bericht, als auch im Zuge 

der weiteren Planungen nur in aggregierter Form in Gestalt von allgemeinen statistischen Aussagen 

verwendet. 

Die Mitarbeiter der LBBW Immobilien Kommunalentwicklung GmbH sind aufgrund des Verpflich-

tungsgesetzes vom 02.03.1974 (BGBl. I, S. 547) zur Geheimhaltung aller ihnen zugeführten Infor-

mationen und Daten verpflichtet. 
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3 Lage im Raum und überörtliche Planung 

Die Gemeinde Pfinztal ist im Regionalplan Mittlerer Oberrhein aus dem Jahr 2002 (Stand November 

2018) als Kleinzentrum ohne besondere Funktion ausgewiesen. Die Gemeinde ist Teil der Entwick-

lungsachsen 

 (Wörth) - Karlsruhe - Pfinztal - (Pforzheim),  

 Karlsruhe - Pfinztal - Bretten - Sulzfeld - (Heilbronn),  

Hinsichtlich der Versorgungsbeziehungen ist Pfinztal dem Oberzentrum Karlsruhe zugeordnet.  

 

Die Gemeinde Pfinztal liegt in der Region Mittlerer Oberrhein, im Landkreis Karlsruhe und besteht 

aus den vier Ortsteilen Berghausen, Kleinsteinbach, Söllingen und Wöschbach. Zusammen weist die 

Gemeinde über 18.000 Einwohnerinnen und Einwohner auf. Dabei ist Söllingen flächenmäßig der 

größte und mit rund 5.600 Bewohnern von der Einwohnerzahl her der zweitgrößte Ortsteil. Söllingen 

ist zudem Sitz der Gemeindeverwaltung. 

 

Abbildung 1: Lage der Gemeinde im Raum: Strukturkarte 

 

Quelle: Regionalplan Mittlerer Oberrhein, 2003 
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Abbildung 2: Gemarkung der Gemeinde Pfinztal mit Ortsteilen 

 
Quelle: Eigene Darstellung 
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4 Untersuchungsgebiet 

Bei dem Untersuchungsgebiet handelt es sich um ein rund ein Hektar großes Gebiet, das im We-

sentlichen die zwei zentralen Baublöcke der Ortsmitte umfasst: Einen nördlich der Hauptstraße ge-

legenen Block zwischen Bahnhofstraße und Blumenstraße sowie einen südlich der Hauptstraße ge-

legenen Block zwischen Rittnertstraße und Kußmaulstraße. Gequert wird dieses Gebiet durch die in 

Ost-West-Richtung verlaufende und vielbefahrene B 10. Topographisch gesehen steigt das Gefälle 

zum Süden hin relativ stark an. 

 

Die Abgrenzung umfasst damit zentrale Gebäude der Ortsmitte: zwei Rathausgebäude, das Bürger-

haus, verschiedene Versorgungseinrichtungen (Bäckerei, Familienzentrum, leerstehende Ladenein-

heit etc.) und den Bereich „Hinter der Kelter“. Der Umgriff des Untersuchungsgebietes ist aus meh-

reren Gründen so gewählt und bewusst klein gehalten: 

1. In dem Bereich konzentrieren sich die städtebaulichen Missstände in sehr hohem Maße. 

Die Behebung dieser Missstände erfordert aufgrund der überwiegend im Gemeindeeigen-

tum befindlichen Grundstücke hohe Investitionen seitens der Gemeinde, die bewältigt wer-

den müssen. Darüber hinaus strebt die Gemeinde eine deutliche Aufwertung der Ortsmitte 

an. Die Mittel sollen daher zusammenhängend und auf die Ortsmitte gebündelt eingesetzt 

werden und nicht nach dem Gießkannenprinzip punktuell einzelnen Maßnahmen zufließen. 

Die Aufwertung der zentralen Keimzelle „Ortsmitte“ soll durch ihre Strahlkraft eine positive 

Wirkung auf den gesamten Ort entfalten. 

2. Die an das Untersuchungsgebiet angrenzenden Gebäude mit Modernisierungsbedarf (vor 

allem wesentlich an das Untersuchungsgebiet angrenzend entlang der Hauptstraße) befin-

den sich häufig in privaten Stockwerkseigentum. Es liegt nach Aussage der Gemeinde keine 

Modernisierungsbereitschaft dieser Eigentümer vor. Eine Aufnahme dieser Gebäude in ein 

Sanierungsgebiet wird daher als nicht zielführend erachtet.  

3. Ein weiterer Grund für den kleinen Gebietsumgriff ist die Tatsache, dass in Teilbereichen 

der Ortsmitte Söllingen in der Vergangenheit bereits städtebauliche Erneuerungsmaßnah-

men durchgeführt und eine Förderung einzelner Gebäude mit öffentlichen Mitteln stattge-

funden hat (vgl. Abbildung 12). Eine erneute Förderung dieser Gebäude ist daher nicht 

möglich. 

Eine etwaige Erweiterung des Gebietes um die Bahnhofstraße bis zur Pfinz mit Umgestaltung der 

Bahnhofstraße als niveaugleicher Straßenraum macht erst Sinn, wenn die geplante Beseitigung des 

Bahnübergangs und der Bau einer Pkw- / Radfahrer- / Fußgängerunterführung umgesetzt sind. Da 

zudem bei den Gebäuden entlang der Bahnhofstraße kein dringender Handlungsbedarf vorliegt, 

wurde die Bahnhofstraße bewusst ausgespart. Die Option einer späteren Aufnahme dieses Teilbe-

reich nach Umsetzung der o.a. Maßnahme wurde mit dem Regierungspräsidium in einem Vor-Ort-

Termin am 26.06.2019 in Erwägung gezogen. 

 

Angrenzend bzw. in unmittelbarer Nähe des Untersuchungsgebiets befinden sich weitere öffentliche 

Gebäude und Versorgungseinrichtungen, z. B. das bereits im Rahmen der städtebaulichen Erneue-

rung geförderte Carré um das Rathausgebäude III mit neugestaltetem Platzbereich, die Grundschule 
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Söllingen und das Hallenbad. Weitere öffentliche Gebäude im nahen Umfeld des Untersuchungsge-

bietes sind die evangelische Kirche, der evangelische Kindergarten, das Gemeindehaus sowie eine 

Einrichtung zum betreuten Wohnen. Weitere relevante Versorgungseinrichtungen sind das Hotel 

Knopf mit gleichnamiger Metzgerei sowie die Brunnenapotheke und Sparkasse. 

 

Abbildung 3: Abgrenzung Untersuchungsgebiet „Neue Ortsmitte Söllingen“ 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Das Untersuchungsgebiet bildet im Hinblick auf die Durchgängigkeit der festgestellten städtebauli-

chen Mängel und Missstände eine Einheit. Folgende Mängel und Missstände wurden festgestellt: 

 Gebäudebestand mit funktionalen und baulichen Mängeln, Leerstände. 

 Energetischer Sanierungsbedarf des Gebäudebestands. 

 Brachgefallene Gebäudesubstanz. 

 Gestalterische Defizite der Straßen-, Seiten- und Platzbereiche; funktionslose undefinierte 

Plätze, Verkehrsanlagen ohne Aufenthaltsqualität. 

 Gemengelagen und unübersichtliche Hinterhofbereiche mit teilweise unübersichtlicher Par-

kierung. 

 Nahezu vollständige Bebauung und hoher Versiegelungsgrad. 

 Vielbefahrene Ortsdurchfahrt mit Konflikten in Bezug auf Geschwindigkeit, Anordnung ru-

hender Verkehr, Sicherheit Fußgänger und Radfahrer. 

 Fehlende Barrierefreiheit im öffentlichen Raum und bei öffentlichen Gebäuden. 

 Raumengpässe im Rathaus und Bürgerhaus.  
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Im Folgenden sind anhand von Fotos die Substanz- und Funktionsschwächen innerhalb des Unter-

suchungsgebiets exemplarisch dokumentiert. 

 

Abbildung 4: Gebäudebestand mit funktionalen und baulichen Mängeln, (Teil)Leerstände 

  

 
Abbildung 5: Brachgefallene, nicht erhaltenswerte Gebäudesubstanz 

   

  

Quelle: KE 
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Abbildung 6: Ortsbildprägende Gebäude mit Modernisierungsbedarf 
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Quelle: KE 
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Abbildung 7: Gestalterische Defizite der Straßen-, Seiten- und Platzbereiche; Anordnung ruhender Ver-

kehr, ungestaltete Freiflächen und Verkehrsanlagen ohne Aufenthaltsqualität 
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Quelle: KE 

 

Abbildung 8: Gemengelagen und Hinterhofbereiche mit mindergenutzten Nebengebäuden 

  
Quelle: KE 
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5 Bestandsaufnahme und Bestandsanalyse 

5.1 Plangrundlagen 

5.1.1 Regionalplan und Flächennutzungsplan 

Im Regionalplan Mittlerer Oberrhein 2003 ist das Untersuchungsgebiet als Bestandssiedlungsflä-

che dargestellt. Das Sanierungsverfahren entspricht damit den Zielen der Raumordnung. 

 

Der Flächennutzungsplan 2015 (5. Aktualisierung) des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe weist 

das Gebiet größtenteils als gemischte Baufläche (MI) aus. Im südlichen Teil des Untersuchungsge-

bietes befinden sich darüber hinaus Flächen für den Gemeinbedarf. 

 

Abbildung 9: Auszug Regionalplan und Flächennutzungsplan 

  

 

5.1.2 Bebauungspläne und Satzungen 

Für das Areal nördlich der B 10 gibt es einen rechtskräftigen Bebauungsplan „Ortskern nördlich der 

B 10“ aus dem Jahr 1978. Der Gemeinderat hat in seiner öffentlichen Sitzung am 17.09.2019 be-

schlossen, diesen Bebauungsplan auf Grundlage eines ausgereiften städtebaulichen Konzeptes für 

die „Neue Ortsmitte Söllingen“ gemäß folgender Zielsetzungen zu ändern.  

 Änderung der Art der baulichen Nutzung von MI – Mischgebiet zu MU Urbanes Gebiet und zu 

Flächen für Gemeinbedarf.  

 Entfall der Fläche für eine Postfiliale.  

 Definierung des Maßes der baulichen Nutzung künftig über die Grundfläche (GR) und (zwin-

gende) Wandhöhen und Gebäudehöhen. Dadurch erübrigt sich die bisherige Regelung der zu-

lässigen Anzahl der Vollgeschosse sowie der Geschossflächenzahl (GFZ).  

 Lage der öffentlichen Stellplätze künftig in einer geplanten Tiefgarage und im Straßenraum 

„Hinter der Kelter“.  
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 Ausschluss von Wohnungen (in den bisher gewerblich genutzten Flächen) in den Erdge-

schosszonen.  

 Anpassung der Baufenster mit Baugrenzen und Baulinien an das städtebauliche Konzept von 

2018/2019 für die „Neue Ortsmitte Söllingen“.  

 Anpassung des Straßenraums an die aktuell bestehenden Verkehrsräume im Kreuzungsbe-

reich.  

 Vorgaben zur Grünordnung als Ausgleichsmaßnahme entsprechend den Anforderungen an 

das Kleinklima mit Vorgaben für Dachbegrünungen, Fassadenbegrünungen und Bäumen.  

 Vorgaben zum Erhalt der Baudenkmale Hauptstraße 57 und 59.  

 Änderung der Straßenführung „Hinter der Kelter“  

 Neue zusätzliche Örtliche Bauvorschriften für die Themen: Dachformen und Dacheindeckun-

gen / Fassadengestaltung unter Berücksichtigung der Baudenkmale / Stellplätze und Frei-

räume  

Die Änderung trägt die Bezeichnung „Ortskern nördlich der B 10 – 1. Änderung“. Zur Sicherung der 

Planung wird für das Gebiet eine Veränderungssperre angeordnet. Demnach dürfen in diesem Be-

reich  

 Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt 

werden;  

 Erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und baulichen 

Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig 

sind, nicht vorgenommen werden. 

 

Abbildung 100: Bebauungsplan „Ortskern nördlich der B 10“ aus dem Jahr 1978 

 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Abbildung 111: Geltungsbereich der Veränderungssperre 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

 

5.1.3 Abgeschlossene Sanierungsgebiete 

Die Gemeinde Pfinztal hat bereits verschiedene städtebauliche Erneuerungsmaßnahmen erfolgreich 

zum Abschluss gebracht, so z. B. in Berghausen und Söllingen. Das jüngste Sanierungsgebiet der 

Gemeinde „Ortskern Berghausen“ wurde im Jahr 1997 in das Landessanierungsprogramm des Lan-

des Baden-Württemberg (LSP) aufgenommen. Der Bewilligungszeitraum endete zum 31.12.2004. In 

den 1980er und 1990er Jahren wurde die Ortsmitte von Söllingen im Rahmen von zwei Sanierungs-

gebieten aufgewertet. Das aktuell projektierte Untersuchungsgebiet weist zwar in Teilbereichen 

Überschneidungen zu dem vorherigen Stadterneuerungsgebieten in Söllingen auf, jedoch nur in den 

Bereichen, in denen es mit Ausnahme des Gebäudes Bahnhofstr. 1 (Flst.Nr. 208 / 1) zu keiner För-

derung von Maßnahmen kam. Abbildung 1212 zeigt die Abgrenzung der beiden abgeschlossenen 

Sanierungsgebiete in Söllingen aus den 1980er und 1990er Jahren sowie des geplanten neuen Sa-

nierungsgebietes auf. Da eine Doppelförderung von Maßnahmen ausgeschlossen ist, sind für das 

geplante Sanierungsgebiet außerdem die bereits im Rahmen der abgeschlossenen Gebiete geför-

derten Maßnahmen dargestellt. Die Sanierungsgebiete sind rückblickend sehr erfolgreich abgelaufen 

und haben zu einer deutlichen Verbesserung des Gebietes beigetragen. Die Gemeinde möchte an 

diesen Erfolgen anknüpfen und in der zentralen Ortsmitte von Söllingen, in der bisher noch keine 

Maßnahmen erfolgt sind, städtebauliche Verbesserungen herbeiführen und eine neue Ortsmitte 
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schaffen. Folglich wurde für den Ortskern Söllingen für das Programmjahr 2020 ein Antrag zur Auf-

nahme in ein Städtebauförderungsprogramm gestellt. Für die zu leistenden Vorarbeiten und die An-

tragstellung wurde durch öffentlichen Beschluss des Gemeinderats am 25.06.2019 die LBBW Immo-

bilien Kommunalentwicklung (KE) beauftragt. 

 

Abbildung 122: Sanierungsgebiete im Ortsteil Söllingen 

 

 Quelle: eigene Darstellung 

 
 

 

5.2 Nutzungen 

Der Kreuzungsbereich Hauptstraße, Bahnhofstraße und Rittnertstraße bildet den zentralen Ortskern 

von Söllingen. Hier häufen sich wichtige öffentliche Einrichtungen sowie Versorgungseinrichtungen. 

Innerhalb des abgegrenzten Untersuchungsgebietes sind dies die Gemeindeverwaltung mit Bürger-

büro, untergebracht im Rathausgebäude I, sowie das Rathausgebäude II – „altes Schulhaus“ – mit 

Bauamt. Eine weitere wichtige und zentrale Einrichtung ist das ortsbildprägende und denkmalge-

schützte Bürgerhaus an der Hauptstraße gegenüber dem Rathaus, das ebenfalls als Schulgebäude 

konzipiert und als solches bis 1954 genutzt wurde. Es beherbergt neben der Gemeindebücherei auch 

den Heimatverein Pfinztal sowie mehrere multifunktional nutzbare Räume, die verschiedenen ge-

meinwohlorientierten Zwecken (Ausstellungen, Musik- und Theaterdarbietungen) dienen. Eine wei-

tere Gemeinbedarfseinrichtung stellt das Familienzentrum in der Blumenstraße dar – ein ehemaliges 

für Postdienstleistungszwecke erbautes würfelförmiges Gebäude aus den 1960 / 70er Jahren. Es 

fungiert heute als offene Begegnungsstätte und Raum für bürgerschaftliches Engagement. Das in 

seiner Funktionalität sehr stark eingeschränkte Gebäude wird jedoch den Anforderungen dieser Nut-

zung nicht gerecht. Weitere Versorgungseinrichtungen im Untersuchungsgebiet sind die Bäckerei 
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Münchinger sowie der aktuell leerstehende Obst- und Gemüsemarkt. Auch im unmittelbaren Umfeld 

befinden sich wichtige Einrichtungen des öffentlichen Lebens, z. B. ein weiteres Rathausgebäude, 

die Grundschule Söllingen und das Hallenbad. Weitere öffentliche Gebäude im nahen Umfeld des 

Untersuchungsgebietes sind die evangelische Kirche, der evangelische Kindergarten, das Gemein-

dehaus sowie eine Einrichtung zum betreuten Wohnen. Weitere relevante Versorgungseinrichtungen 

sind das Hotel Knopf mit gleichnamiger Metzgerei sowie die Brunnenapotheke und Sparkasse. 

Ein erheblicher Anteil der Fläche des Untersuchungsgebietes entfällt auf Straßenverkehrs- und Par-

kierungsflächen. Die B 10 trennt das Untersuchungsgebiet in einen nördlichen Baublock „Hinter der 

Kelter“ und einen südlichen Baublock. Besonders zu Stoßzeiten kommt es dort zu erheblichen Ver-

kehrsbelastungen. Die Gehwege in diesem Bereich sind relativ schmal und die Aufenthaltsqualität 

ist stark eingeschränkt. Trotz ausgewiesenen Parkverbots in diesem Bereich der Hauptstraße, ver-

engen Kurzparker regelmäßig die Gehwege und den Straßenraum und führen so zu einer zusätzli-

chen Verkehrsbelastung und Einschränkung der Aufenthaltsqualität. Insgesamt stehen im Bereich 

des Untersuchungsgebietes ausreichend Parkplätze hinter dem Rathaus und im Bereich des Kel-

terareals zur Verfügung.  

 

Im Untersuchungsgebiet befinden sich darüber hinaus einige Wohngebäude (auch leerstehend) 

sowie mindergenutzte Schuppen und ehemalige Wirtschaftsgebäude im hinteren Bereich. Von den 

erfassten rund 20 Gebäuden im Untersuchungsgebiet dienen etwa 50 % dem Wohnen, 20 % der 

öffentlichen Nutzung und rund 10 % der Versorgung (Einzelhandel / Dienstleistung). Rund 20 % der 

erfassten Gebäude sind mindergenutzte Schuppen und Wirtschaftsgebäude. Auffallend ist auch die 

hohe Leerstandsquote von etwa 20 %. Damit ist annähernd jedes fünfte Gebäude von Leerstand 

betroffen. 

 

Die Bestandsaufnahme verdeutlicht, dass das Untersuchungsgebiet eine heterogene Struktur und 

zahlreiche strukturelle Defizite aufweist. Handlungsbedarf ergibt sich teilweise auch aus den 

historisch bedingt vollzogenen Nutzungsänderungen – z. B. Nutzungsänderung altes Schulhaus zu 

Rathaus und Bürgerhaus oder Nutzungsänderung Postwürfel zu Familienzentrum. 
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Abbildung 13: Erdgeschossnutzung 
 

 

Quelle: eigene Darstellung 

 

5.3 Gebäudetypologie 

Das Untersuchungsgebiet ist geprägt von Gebäuden unterschiedlicher Qualitäten und 

unterschiedlichen Baualters. Die Gebäudestruktur entlang der Hauptstraße weist ansatzweise 

blockrandartige Strukturen auf. Es überwiegt die zweigeschossige (entlang der Hauptstraße bis zu 

dreigeschossige) Bebauung. Auffällig ist auch die verschachtelte Bauweise mit Wirtschaftsgebäuden 

und Anbauten in den rückwärtigen Grundstücksbereichen. Etwas aufgelockerter aber immer noch 

verschachtelt und keiner klaren Linie folgend sind die Gebäude an den Randbereichen des 

Untersuchungsgebietes angeordnet. Die Gebäude sind in ihrem Erscheinungsbild sehr heterogen. 

Sie reichen von gepflegten und stattlich erscheinenden denkmalgeschützten Gebäuden in 

Massivbauweise mit Fassadenverzierung (Sockel, Fensterrahmung, Gesims etc.) über massive 

Sandsteinbauten in Sichtmauerwerk, Fachwerkgebäude und einfachen Verputzbauwerken 

unterschiedlichen Baualters bis hin zum klassischen 1960er Jahre Flachdachgebäudetyp. 

Entsprechend der unterschiedlichen Gebäudetypen ist auch keine einheitliche Dachform zu 

erkennen. Die Gebäude reihen sich giebel- und traufständig entlang der Hauptstraße und der 

restlichen Straßenzüge. Die Dachformen reichen von klassichen Satteldach, Walm- und 

Krüppelwalmdach, Giebel- und Erkerddach, bis hin zum Flachdach. Auch die Beschaffenheit und 

Farbgebung der Dächer ist uneinheitlich. 
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5.4 Denkmalschutz 

Im Untersuchungsbereich befinden sich folgende Denkmäler: 

Adresse 
Flst. 

Nr. 
Beschreibung 

Eigen-
schaft 

Bahnhofstr. 7 

 

0-285 Wohnhaus eines landwirtschaftlichen 

Anwesens, zweigeschossig, Fach-

werk über massivem Erdgeschoss, 

Steinschiebefenster, traufständig, 

Krüppelwalmdach, bez. 1767. 

§ 28 

Hauptstr. 57 

 

0-278 Ehem. Schulgebäude, Schule bis 

1954, von 1972-1977 Poststelle, zwei-

geschossiger Massivbau, verputzt, 

Mittelrisalit, Sockel, Fensterrahmun-

gen, Gesimse, Torbogen und Ecklise-

nen aus rotem Sandstein, 1869 errich-

tet. 

§ 2 

Hauptstr. 70 

 

0-145 Rathaus, zweigeschossiger Massiv-

bau mit Walmdach, Sandsteinfenster-

gewände, Sandsteinportal, Zugang 

über Freitreppe, 

1785 erbaut, rechte Hälfte unter Wie-

derholung des Portalmotivs 1928 er-

weitert, alte Bogeneinfahrt links ver-

mauert. 

§ 28 
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Kußmaulstr. 3 

 

0-122 Ehemalige Volksschule, seit 1975 

Grundbuchamt und Ortsbauamt, zwei-

geschossiger Sandsteinbau in Sicht-

mauerwerk, Eingangsbereich im Mittel-

risalit, Giebel mit Bekrönung, erbaut 

1901. 

§ 2 

Rittnertstr. 2 

 

0-139 Stammhaus der Arztfamilie Kussmaul, 

Wohnhaus mit hinterem Seitenbau, 

Teil eines landwirtschaftlichen Anwe-

sens, zweigeschossiger Fachwerkbau 

auf massivem Erdgeschoss, nach 

schriftlicher Überlieferung 1717 erbaut. 

§ 28 

Rittnertstr.  

 

0-141 Das Gebäude ist nicht Bestandteil der 

aktuellen Denkmalliste des Landesam-

tes für Denkmalpflege (Ausdruck 

5.9.2019) und wurde auch im Rahmen 

der Stellungnahmen der TÖB nicht als 

Denkmal aufgeführt. Laut Auskunft der 

Gemeinde handelt es sich bei diesem 

Gebäude jedoch neuerdings um einen 

Prüffall. 

 

Hauptstr. 59

 

0-280 Das Gebäude ist nicht Bestandteil der 

aktuellen Denkmalliste des Landesam-

tes für Denkmalpflege (Ausdruck 

5.9.2019) und wurde auch im Rahmen 

der Stellungnahme der TÖB nicht als 

Denkmal aufgeführt. Laut Auskunft der 

Gemeinde handelt es sich bei diesem 

Gebäude jedoch ebenfalls neuerdings 

um ein Baudenkmal. 

 



Vorbereitende Untersuchungen  

„Neue Ortsmitte Söllingen“   

 

23 23 23 

5.5 Gebäudezustand 

Die Beurteilung der Gebäudesubstanz erfolgte auf Basis der Inaugenscheinnahme der Gebäude von 

außen. Es kann also nicht ausgeschlossen werden, dass im weiteren Verfahren – nachdem die Ge-

bäude auch von innen besichtigt werden konnten – einzelne Einschätzungen zu korrigieren sind.  

In die Betrachtung mit einbezogen wurden alle Hauptgebäude sowie eigenständige städtebaulich 

bedeutende Nebengebäude.  

Die Bewertung der Gebäudesubstanz erfolgte anhand folgender vier Erhaltungsstufen: 

Stufe 1 

Keine / leichte Mängel 

Neubauten oder Bestandsgebäude, die keine oder geringe Män-

gel aufweisen. Soweit Instandsetzungsmaßnahmen erforderlich 

sind, handelt es sich nur um kleinere Arbeiten in einem Gewerk, 

wie z. B. einem Fassadenanstrich. 

Stufe 2 

Erkennbare Mängel 

Bestandsgebäude mit erkennbaren Mängeln. Die Grundsubstanz 

ist in Ordnung, eine funktionale Eignung liegt vor, jedoch sind in 

einem oder mehreren Gewerken Instandsetzungsmaßnahmen 

erforderlich, die einen größeren Aufwand benötigen, wie z. B. 

neue Dachdeckung, Austausch der Fenster. 

Stufe 3 

Starke Mängel 

Bestandsgebäude mit Mängeln, deren Instandsetzung erhebliche 

Kosten bedeutet, wie z. B. eine Sanierung der gesamten Gebäu-

dehülle. Außerdem Gebäude, deren Substanz zwar noch in Stufe 

2 einzuordnen wäre, die aber erhebliche Funktionsdefizite zei-

gen, deren Behebung mit hohem Aufwand verbunden ist, wie 

z.B. unzeitgemäße Grundrisse, Belichtung. 

Stufe 4 

Schwerwiegende Mängel 

/  Erhalt fraglich 

Bestandsgebäude mit Mängeln, deren Behebung oft die Kosten 

eines Neubaus übersteigt, weshalb ein Erhalt oft nicht mehr wirt-

schaftlich vertretbar ist. Außerdem Gebäude mit nicht behebba-

ren Funktionsdefiziten, wie z. B. für Wohnnutzung unvertretbar 

niedrigen Räumen oder z. B. landwirtschaftliche Gebäude, die im 

aktuellen Nutzungskontext nicht umgenutzt werden können. 

 

Die Erhebung des Gebäudezustands zeigt, dass 65 % der Gebäude im geplanten Erneuerungsgebiet 

starke bis schwerwiegende Mängel aufweisen. 40 % der Gebäude sind von der Substanz her nicht 

erhaltenswert. Der Abbruch und Neubau von Gebäuden sowie die Sanierung der Gebäudesubstanz 

stellt deshalb ein Schwerpunkt der Sanierungsmaßnahme dar.  

 

Tabelle 1: Erhebung Gebäudezustand 

 Anzahl Prozent 

keine / leichte Mängel 2 10 

erkennbare Mängel 5 25 

starke Mängel 5 25 

schwerwiegende Mängel / Erhalt fraglich 8 40 

Gesamt  21 100 
Quelle: eigene Erhebung 
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Abbildung 14: Gebäudezustand 

 
Quelle: eigene Darstellung 

  



Vorbereitende Untersuchungen  

„Neue Ortsmitte Söllingen“   

 

25 25 25 

5.6 Eigentumsverhältnisse 

Das Untersuchungsgebiet befindet sich überwiegend im Eigentum der Gemeinde. Im Eigentum des 

Bundes befindet sich lediglich die als Bundesstraße B 10 klassifizierte „Hauptstraße“ und Ortsdurch-

fahrt. Im Privateigentum befindet sich eine Hand voll einzelner Gebäude. 

 

Abbildung 15: Eigentumsverhältnisse 

 
Quelle: eigene Darstellung  

 

Tabelle 2: Eigentumsverhältnisse 
 

in qm Anteil in Prozent 

Bundesrepublik Deutschland 976,95 62,1 

Gemeinde Pfinztal 6.764,37 29,0 

Private Eigentümer 3.157,27 8,9 

Summe  10.898,59 100,0 

Quelle: eigene Erhebungen 
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5.7 Demographische Struktur 

Nachfolgend ist die demographische Struktur des Untersuchungsgebietes den Verhältnissen im Orts-

teil Söllingen und der Gesamtgemeinde gegenübergestellt. Untersucht wurden die Aspekte Anteil an 

der Gesamtbevölkerung, Ausländeranteil und Altersstruktur. Im Untersuchungsgebiet leben gegen-

wärtig 65 Menschen. Dies entspricht einem Anteilwert von rund einem Prozent bezogen auf die Ein-

wohnerzahl des Ortsteils Söllingen und einem noch geringeren Anteil bezogen auf die Gesamtge-

meinde. Auffällig hoch ist der Anteil Nicht-Deutscher im Untersuchungsgebiet im Vergleich zur Ge-

samtgemeinde. Der Anteil der Bewohner im Untersuchungsgebiet mit einer ausländischen 

Staatsbürgerschaft ist mit 25 % annähern doppelt so hoch wie in der Gesamtgemeinde. Auch 

ist die Einwohnerstruktur im Untersuchungsgebiet etwas jünger als in der Gesamtgemeinde. Über-

durchschnittlich vertreten sind vor allem die mittleren Altersgruppen zwischen 18 und 44 Jahren. 

Etwas schwächer vertreten sind konsequenter Weise ältere Bewohner und Kinder unter 18 Jahren. 

Die relativ junge Altersstruktur im Untersuchungsgebiet lässt eine hohe Mitwirkungsbereitschaft er-

warten, da diese erfahrungsgemäß mit dem Alter der Bewohner abnimmt. Der Generationenwechsel 

in den vergangenen Jahren hat offensichtlich bereits zu einer „Verjüngung“ der Bewohnerschaft bei-

getragen.  

 

Tabelle 3: Einwohner  

 Einwohner Anteil in Prozent 

Untersuchungsgebiet 65 0,04 % 

Ortsteil Söllingen 5.793 31 % 

Gemeinde Pfinztal 18.546 100 % 

Quelle: KM-EWO Auftragsdienst 

 
Tabelle 4: Nationalität 

 Untersuchungsgebiet Gemeinde Pfinztal 

 Einwohner Anteil in Prozent Einwohner Anteil in Prozent 

Deutsche 49 75 % 15.881 86 % 

Ausländer 16 25 % 2.665 14 % 

insgesamt 65 100 % 18.546 100 % 

Quelle: KM-EWO Auftragsdienst 

 
Abbildung 16: Anteil der Nicht-Deutschen an der Wohnbevölkerung 2019 

  

Quelle: KM-EWO Auftragsdienst 
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Tabelle 5: Altersstruktur 
 

Untersuchungsgebiet Gemeinde Pfinztal 
 

absolut Anteil in Prozent absolut Anteil in Prozent 

0-17 8 17% 3.087 12% 

18-29 15 13% 2.415 23% 

30-44 14 18% 3.330 22% 

45-65 17 32% 5.870 26% 

66 und älter 11 21% 3.844 17% 

Insgesamt 65 100 % 18.546 100 % 
Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, KM-EWO Auftragsdienst 

 

Abbildung 17: Altersstruktur im Vergleich 

 

Quelle: KM-EWO Auftragsdienst 

 

5.8 Verkehrliche Erschließung und Freiflächen 

Die B 10 trennt das Untersuchungsgebiet in einen nördlichen Baublock „Kelterareal“ und ein südli-

ches „Rathausareal“. Besonders zu Stoßzeiten kommt es entlang der vielbefahrenen B 10 zu erheb-

lichen Verkehrsbelastungen. Die Belastung auf der B 10 außerhalb des Ortes beträgt zwischen etwa 

10.600 und 12.500 Pkw / 24h (Zählstelle 81379 und 81385). Der Anteil an Schwerverkehr macht mit 

etwa 400 bis 700 Fahrzeugen rund 3 bis 6 Prozent aus. Die Querung der vielbefahrenen Ortsdurch-

fahrt wird durch eine Signalanlage geregelt. 

 

Die Gehwege sind im Bereich des Untersuchungsgebietes entlang der Ortsdurchfahrt relativ schmal 

und die Aufenthaltsqualität ist trotz der in Teilbereichen schön angelegten Blumenbeete stark einge-

schränkt. Trotz ausgewiesenem Parkverbots in diesem Bereich der Hauptstraße, verengen Kurzpar-

ker und abgestellte Mülltonnen regelmäßig die Gehwege und den Straßenraum, was ein erhöhtes 

Sicherheitsrisiko für Fußgänger und Radfahrer birgt und eine weitere Einschränkung der Aufenthalts-

qualität herbeiführt. Öffentliche Parkplätze sind im rückwärtigen Bereich des Kelterareals ausrei-

chend vorhanden. Diese Parkflächen wirken teilweise jedoch etwas ungeordnet. 
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Das Untersuchungsgebiet wird im Osten und Westen begrenzt von den die B 10 nördlich abzweigen-

den Bahnhofstraße und Blumenstraße sowie den südlich von der Hauptstraße abzweigenden Ritt-

nertstraße und Kußmaulstraße. Alle vier Straßenzüge sind klassifizierte Gemeindestraßen und die-

nen überwiegend dem Verkehr innerhalb der Gemeinde bzw. der Anwohnererschließung. Die Kuß-

maulstraße weist einen sehr engen Straßenquerschnitt mit fehlenden Gehwegen auf. 

 
Abbildung 18: Hauptstraße B 10: schmale Gehwege, abgestellte Fahrzeuge und Mülleimer, fehlende Qua-

lität im öffentlichen Raum 

 

Quelle: KE 
 
Abbildung 19: Hauptstraße B10: Straßenbegleitgrün, Blumenbeete 

 

Quelle: KE 
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Abbildung 20: Blumenstraße: Parkbuchten und schmale Gehwege 

 

Quelle: KE 
 

Abbildung 21: Kußmaulstraße: enger Straßenquerschnitt mit fehlenden Gehwegen 

 

Quelle: KE  
 

Abbildung 22: Parkierung "Hinter der Kelter" 

 

Quelle: KE 
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Abbildung 23: Parkierung "Rathausareal" 

 

Quelle: KE 

Öffentliche Grünflächen sind im Untersuchungsgebiet nicht vorhanden, wohl aber ein kleinerer stark 

begrünter Platzbereich an der Ecke Hauptstraße / Blumenstraße. Trotz ansprechender Gestaltung 

und hoher Aufenthaltsqualität wird dieser öffentliche Grünraum aufgrund der fehlender Funktion, der 

geringen Größe und der hohen Verkehrsbelastung an der Ortsdurchfahrt kaum angenommen. Wei-

tere kleinere und unscheinbarere Platz- oder Aufenthaltsbereiche befinden sich im Bereich „Hinter 

der Kelter“ (Heimatverein) und hinter dem Rathaus. Unmittelbar an das Untersuchungsgebiet an-

grenzend befindet sich ein weiterer kleinerer öffentlicher Platzbereich zwischen der Metzgerei Knopf 

und dem Rathausbau III. Es fehlt der Ortsmitte jedoch ein als Treffpunkt fungierender belebter Platz, 

der durch angrenzende Versorgungseinrichtungen oder gastronomische Angebote einen Besuchs-

anlass bietet.  

 

Abbildung 24: Öffentliche Grünfläche an der B 10 

 

Quelle: KE 
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Abbildung 25: Kleinere Aufenthaltsbereiche im Bereich Rathaus und hinter der Kelter 

  

Quelle: KE 
 

 

5.8 Energie und Klimaschutz 

Das gesamte Untersuchungsgebiet weist einen hohen Versiegelungsgrad auf. Die Gebäude wurden 

allesamt vor der 2. Wärmeschutzverordnung 1984 erbaut und nur an wenigen Gebäuden ist mittler-

weile eine energetische Sanierung erfolgt. Im Untersuchungsgebiet besteht somit ein erhebliches 

Potenzial zur Reduzierung klimaschädlicher Emissionen.  

Der Einsatz erneuerbarer Energien ist im Untersuchungsgebiet kaum vorhanden. Nur auf wenigen 

Gebäuden wurden Photovoltaik- und Solarthermieanlagen angebracht. Die Wärmeversorgung der 

Gebäude erfolgt überwiegend durch Öl- und Gasheizungen. Es ist davon auszugehen, dass die 

Mehrzahl der Anlagen nicht mehr dem heutigen Standard entsprechen und erneuert werden muss. 

Die energetische Qualifizierung der vorhandenen Gebäudesubstanz stellt einen wesentlichen Bau-

stein in der energetischen und klimatischen Optimierung dar. Vor dem Hintergrund der Verbesserung 

der klimatischen Situation sollte darüber hinaus bei allen Maßnahmen im öffentlichen Raum auf eine 

klimagerechte Gestaltung geachtet werden. Möglichkeiten zur Energie- und Klimaanpassung bieten 

Maßnahmen wie Entsiegelung von Flächen, Rückbau und Entdichtung, grüne Parkierung und Ver-

schattung, energetische Gebäudesanierung, Dach- und Fassadenbegrünung etc. Einige dieser An-

sätze wurden bereits im Rahmen der B-Plan-Änderung für das Gebiet aufgenommen, z. B. in Form 

von Vorgaben zur Grünordnung als Ausgleichsmaßnahme entsprechend den Anforderungen an das 

Kleinklima mit Vorgaben für Dachbegrünungen, Fassadenbegrünungen und Bäumen.  

 

Die Gemeinde Pfinztal will das Thema Energie und Klimaschutz offensiv angehen. In seiner Sitzung 

vom 23. Juli 2019 hat der Gemeinderat Pfinztal daher den Beschluss über die Klimaoffensive Pfinztal 

verabschiedet. Im Zuge der Überplanung des Gebiets eröffnen sich damit Chancen einer klimage-

rechten und energieeffizienten Stadtentwicklung mit Modellcharakter. 
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6 Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 

Die Träger öffentlicher Belange (TÖB) sollen im Rahmen der Beteiligung und Mitwirkung öffentlicher 

Aufgabenträger nach § 139 BauGB die Vorbereitung einer städtebaulichen Sanierungsmaßnahme 

unterstützen. Sie wurden mit Schreiben vom 14. November 2019 über die beabsichtigte Maßnahme, 

„Neue Ortsmitte Söllingen“ informiert und auf Grundlage der Gebietsabgrenzung und vorläufiger Sa-

nierungsziele zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. Als Frist zur Abgabe der Stellungnahme 

wurde der 20. Dezember 2019 eingeräumt. Insgesamt wurden 23 TÖB angeschrieben, davon haben 

12 geantwortet. Es kann davon ausgegangen werden, dass die Interessen der TÖB, von denen keine 

Stellungnahme einging, nicht berührt werden.  

 

In der nachfolgenden Übersicht sind die Stellungnahmen der angehörten TÖB mit der auf die we-

sentlichen Aspekte konzentrierten Inhalte in teilweise eigenen Worten widergegeben. Die ausführli-

chen und umfassenden Stellungnahmen sind dem Bericht im Anhang beigefügt.  
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Tabelle 6: Träger öffentlicher Belange 

Behörde 

Amt / Abteilung 

Stellungnahme (auszugsweise) 

Netze Südwest 

Stellungnahme 

vom 26.11.2019 

Erdgasleitungen vorhanden, die in Abstimmung mit dem Straßenbaulast-

träger, bzw. Grundstückseigentümer verlegt wurden. […] 

Bei wesentlichen Änderungen der Höhenlage der Straßen- und Gehweg-

oberflächen (Abtrag > 10 cm, Auftrag > 30 cm) sowie bei anderen Maßnah-

men, die die Gasleitungen tangieren, ist die Netze- Gesellschaft Südwest 

mbH rechtzeitig in die Planung mit einzubeziehen […].  

Ein Anschluss zusätzlicher Straßen, bzw. neue Netzanschlüsse […] ist 

technisch möglich; Grundlage für Entscheidung erfolgt anhand von Wirt-

schaftlichkeitsuntersuchung […] 

Bei neuen Erschließungsstraßen und -wegen sollte […] eine Trasse für 

eine Gasleitung vorgesehen werden.  

Baumpflanzunqen: Hinsichtlich der erforderlichen Abstände von hochstäm-

migen Bäumen sind die geltenden Vorgaben zu beachten […]. Falls bei ge-

planten Baumpflanzungen der Mindestabstand von 2,50 m zu den Versor-

gungsleitungen unterschritten wird, sind mechanische Schutzmaßnahmen 

erforderlich […]. 

Regierungsprä-

sidium Karlsruhe, 

Abt.2 – Wirtschaft, 

Raumordnung, 

Bau-, Denkmal- 

und Gesundheits-

wesen; Stellung-

nahme vom 

26.11.2019 

Hinweis, dass mit der VU die Entscheidungsgrundlagen für die Wahl des 

Sanierungsverfahrens zu erarbeiten ist. Die Wahl zwischen dem umfassen-

den Sanierungsverfahren gemäß § 152 bis 156a BauGB oder dem verein-

fachten Verfahren gemäß § 142 Abs. 4 BauGB ist keine Ermessensent-

scheidung der Gemeinde […] 

Hinweis auf Regelungen des Datenschutzes bei der Erhebung personen-

bezogener Daten und auf das Erfordernis der Verpflichtung von Beauftrag-

ten der Gemeinde gern. § 138 Abs. 2 und 3 BauGB. 

Das RP bittet um Zusendung der Satzung über die förmliche Festlegung 

des städtebaulichen Erneuerungsgebiets, den Nachweis der öffentlichen 

Bekanntmachung sowie den Abschlussbericht der VU an Referat 22 so-

bald dies vorliegt. 

Hinweis auf genaue Überprüfung der Vollständigkeit der Grundstücke 

im Rahmen der Erforderlichkeit der Eintragung des Sanierungsvermerks 

aller im Sanierungsgebiet liegenden Grundstücke im Grundbuch. Die Grund-

stücke müssen nicht in der Satzung einzeln aufgeführt werden. […] 

Hinweis, dass bei Schaffung öffentlicher Stellplätze die nach Nr. 9.5.3.2 

StBauFR geforderte Stellplatzbedarfsberechnung erforderlich ist. 

Regierungsprä-

sidium Karlsruhe,  

Abt. 4 – Straßen-

wesen und Ver-

 

Keine Bedenken oder Anregungen 
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kehr; Stellung-

nahme vom 

02.12.2019 

Nachbarschafts-

verband Karls-

ruhe; Stellung-

nahme vom 

04.12.2019 

 

Keine Bedenken oder Anregungen 

Hinweis auf Flächennutzung im Untersuchungsgebiet (größtenteils ge-

mischte Baufläche im Süden Fläche für Gemeinbedarf) nach aktuellen Flä-

chennutzungsplan 2010 (5.Aktualisierung) des Nachbarschaftsverbands 

Karlsruhe. 

AVG Albtal-Ver-

kehrs-Gesell-

schaft mbH; 

Stellungnahme 

vom 05.12.2019 

 

 

Keine Bedenken oder Anregungen 

Unitymedia; 

Stellungnahme 

vom 06.12.2019 

 

Keine Bedenken oder Anregungen 

Neu- oder Mitverlegungen sind nicht geplant. 

Hinweis, dass sich im Planbereich Versorgungsanlagen 

der Unitymedia BW GmbH befinden. Im Falle beabsichtigter Änderungen 

am Bestandsnetz wird um schnellstmögliche Kontaktaufnahme gebeten. […] 

Umverlegungen erfolgen durch ein von Unitymedia 

beauftragtes Tiefbauunternehmen auf eigene Kosten […] 

Hierfür ist die Einräumung eines Bauzeitfensters notwendig […]. 

Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen vom ausführenden Tiefbauun-

ternehmen anzufordern. Hinweis auf kostenlose Unitymedia Planauskunft 

via Internet oder Fax.  

Deutsche Tele-

kom;  

Stellungnahme 

vom 11.12.2019 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. Der 

Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien müssen weiterhin ge-

währleistet bleiben. 

Für zukünftige Erweiterung des Telekommunikationsnetzes sind in allen 

Verkehrswegen geeignete und ausreichende Trassen für die Unterbringung 

der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen.  

Die Kosten für Ersatzanlagen sind zu erstatten. 

Über gegebenenfalls notwendige Maßnahmen zur Sicherung, Veränderung 

oder Verlegung der Telekommunikationslinien der Telekom können erst 

nach Übermittlung endgültiger Ausbaupläne Angaben gemacht werden. 

Regionalverband 

Mittlerer Ober-

rhein; 

Stellungnahme 

vom 11.12.2019 

 

Zustimmung zum Vorhaben 
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Gemeinde Wein-

garten; 

Stellungnahme 

vom 12.12.2019 

 

Keine Bedenken oder Anregungen 

Polizeipräsidium 

Karlsruhe; 

Sachbereich Ver-

kehr; Stellung-

nahme vom 

18.12.2019 

  

Keine Bedenken oder Anregungen  

Landratsamt 

Karlsruhe; 

Stellungnahmen 

vom 2.12.2019, 

19.12.2019 und 

30.12.2019  

Stellungnahme Amt für Umwelt und Arbeitsschutz  

Immissionsschutz  

Nachdem die stark frequentierte Bundesstraße B 10 das Untersuchungsge-

biet durchquert, sollte im Zuge der weiteren Planungen die Verkehrslärm-

problematik näher betrachtet werden. 

Altlasten / Bodenschutz - Gewässer - Abwasser 

Oberirdische Gewässer 

Hinweis: Der nördliche Teil des Sanierungsgebiets liegt innerhalb eines 

Hochwasser-Risikogebiets. In Hochwasser-Risikogebieten sollen nach 

§ 78b Wasserhaushaltsgesetz bauliche Anlagen nur in einer dem Hochwas-

serrisiko angepassten Bauweise errichtet und erweitert werden.  

Abwasser 

Hinweis: Die Siedlungsentwässerung umfasst nach heutigem Verständnis 

nicht nur geschlossene, unterirdische Kanäle zur Abwasserableitung. Viel-

mehr sind nach den Grundsätzen der Regenwasserbewirtschaftung alterna-

tive Konzepte zu berücksichtigen. 

Untere Naturschutzbehörde 

Im Falle von Gebäudeabbrüchen ist zu klären, ob Fortpflanzungs- und Ru-

hestätten geschützter Arten betroffen sein können (§ 44 BNatSchG). Soweit 

möglich, sollten Flächen entsiegelt werden und eine naturnahe Grünord-

nung des Areals erfolgen. Sonst keine Bedenken gegen das Vorhaben. 

Stellungnahme Baurechtsamt 

Hinweis, dass bei der Abgrenzung des Sanierungsgebietes bestehende Sat-

zungen berücksichtigt werden. 

 

Alle weiteren beteiligten Fachämter des Landratsamtes Karlsruhe haben 

keine Bedenken oder Anregungen 

Landesamt für 

Denkmalpflege;  

Stellungnahme 

vom 19.12.2019 

Im Geltungsbereich des Sanierungsgebietes befinden sich folgende Kultur-

denkmale der Bau- und Kunstdenkmalpflege: 
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Bahnhofstraße 7 (§28 DSchG) 

Ehem. Schulgebäude, Schule bis 1954, von 1972-1977 Poststelle, zweige-

schossiger Massivbau, verputzt, Mittelrisalit, Sockel, Fensterrahmungen, 

Gesimse, Torbogen und Ecklisenen aus rotem Sandstein, 1869 errichtet. 

Kußmaulstraße 3 (§2 DSchG) 

Ehemalige Volksschule, seit 1975 Grundbuchamt und Ortsbauamt, zweige-

schossiger Sandsteinbau in Sichtmauerwerk, Eingangsbereich im Mittelrisa-

lit, Giebel mit Bekrönung, erbaut 1901. 

Hauptstraße 57 (§2 DSchG) 

Ehem. Schulgebäude, Schule bis 1954, von 1972-1977 Poststelle, zweige-

schossiger Massivbau, verputzt, Mittelrisalit, Sockel, Fensterrahmungen, 

Gesimse, Torbogen und Ecklisenen aus rotem Sandstein, 1869 errichtet 

Hauptstraße 70 (§28 DSchG) 

Rathaus, zweigeschossiger Massivbau mit Walmdach, Sandsteinfensterge-

wände, Sandsteinportal, Zugang über Freitreppe, 1785 erbaut, rechte Hälfte 

unter Wiederholung des Portalmotivs 1928 erweitert, alte Bogeneinfahrt 

links vermauert. 

Rittnertstraße 2 (§28 DSchG) 

Stammhaus der Arztfamilie Kussmaul, Wohnhaus mit hinterem Seitenbau, 

Teil eines landwirtschaftlichen Anwesens, zweigeschossiger Fachwerkbau 

auf massivem Erdgeschoss, nach schriftlicher Überlieferung 1717 erbaut. 

 

Archäologischen Denkmalpflege  

Im Planungsgebiet liegen ein merowingerzeitliches Reihengräberfeld (Karte 

7), das frühneuzeitliche Rathaus (Karte MA 2), die Michaelskirche (Karte MA 

12) und die Kelter (Karte MA 18), alles KD nach §2 DSchG. Darüber hinaus 

liegt das gesamte Planungsgebiet im historischen Ortsetter Söllingens (Prüf-

fall auf KD nach §2 DSchG; siehe Karte MA 1). Mit Befunden aus den frühe-

ren Siedlungsphasen des Ortes (KD nach §2 DSchG) muss hier gerechnet 

werden.  

Es wird empfohlen, archäologische Voruntersuchungen durch das 

Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart (LAD) 

im Vorfeld der Maßnahme auf der Fläche des Verbindungsbaus bis auf 

die Tiefe der frostsicheren Gründung durchzuführen.  

Hinweis auf öffentliches Interesse an Erhalt der Denkmale (§§ 2, 12 und 28 

DSchG i. V. m. §§ 8 und 15 (3) DSchG) sowie auf Erforderlichkeit einer 

denkmalrechtlichen Genehmigung (§ 8 DSchG) und vorherigen Abstimmung 

mit  dem Landesamt für Denkmalpflege im Falle eines baulichen Eingriffs. 

Die denkmalrechtliche Zustimmung kann mit der Auflage versehen werden 

(§ 7 DSchG), dass die archäologischen Befunde vor ihrer Zerstörung fach-

gerecht dokumentiert werden müssen. Dies gilt insbesondere bei der Über-

bauung bisheriger Freiflächen in den rückwärtigen Bereichen der Grundstü-

cke. 
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Hinweis, dass im Falle notwendiger Rettungsgrabungen durch eine Gra-

bungsfirma die Bergung und Dokumentation der Kulturdenkmale ggf. län-

gere Zeit in Anspruch nehmen kann. Die Kostentragungspflicht liegt beim 

Bauherren […] 

Angeschriebene TÖB ohne Rückmeldung: 

 BUND Ortsgruppe Pfinztal, NABU, LNV 

 DB Services Immobilien GmbH 

 Gemeinde Remchingen 

 Gemeinde Walzbachtal 

 Handwerkskammer Karlsruhe 

 IHK Karlsruhe 

 Regierungspräsidium Karlsruhe, Abt. 5 – Umwelt  

 Netze BW GmbH (EnBW) 

 Naturschutzbeauftragter Revierförster 

 Verkehrsbetriebe Karlsruhe 

 Gewerbeverein Pfinztal e.V. 

 

 

7  Beteiligung der Eigentümer 

Neben der Beteiligung zum gesamtörtlichen Entwicklungskonzept, kann die Gemeinde auch über 

eine Beteiligungshistorie zur Entwicklung der Ortsmitte Söllingen zurückblicken:  Bereits seit Jahren 

befassen sich Politik, Verwaltung sowie externe Dritte (insbesondere das KIT) mit der Entwicklung 

des Areals „Hinter der Kelter / Kelterplatz“. In diesem Zusammenhang erfolgten auch verschiedene 

Veranstaltungen zur Beteiligung der Bürgerschaft.  

 

Eine erste nennenswerte Beteiligung fand bereits im Jahr 2012 statt. Damals wurde vom Fachbereich 

Stadtquartiersplanung des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) ein gesamtörtliches Entwick-

lungskonzept mit Schwerpunkt auf die bauliche und räumliche Entwicklung der Gemeinde erstellt. 

Die Ausarbeitung der verschiedenen Ortsteilkonzepte erfolgte in enger Zusammenarbeit mit ausge-

wählten Ortsteilpaten sowie dem Gemeinderat und der Gemeindeverwaltung. 

 

Nachdem die Konzepte immer wieder im Gemeinderat und der Verwaltung diskutiert wurden, hat die 

Gemeindeverwaltung im Jahr 2015 schließlich zu einer Bürgerbeteiligung zur Zukunft des Kelterplat-

zes in Söllingen eingeladen, um die Bürgerinnen und Bürger frühzeitig in die kommunalen Planüber-

legungen einzubinden. Im Mittelpunkt stand die Frage, wie sich der Kelterplatz in Söllingen gestalte-

risch weiterentwickeln soll. Aufbauend auf den Ergebnissen hat sich eine Gruppe KIT-Studierender 

in den Jahren 2015 / 16 in einem „Forschungslabor Neue Ortsmitte“ unter Mitwirkung von Einwoh-

nerinnen und Einwohnern, Schlüsselpersonen und Mitglieder des Gemeinderats nochmal vertiefend 

Gedanken zur künftigen Entwicklung der Ortsmitte Söllingen gemacht und konkrete Konzepte aus-

gearbeitet. In diesem Zusammenhang wurden verschiedene sehr detaillierte und ausgereifte Plan-

varianten für die Ortsmitte erstellt, die in den Folgejahren stetig weiterentwickelt wurden. Auch der 
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Arbeitskreis „Innerörtliche  Entwicklung“ befasst sich seit einigen Jahren intensiv mit der Weiterent-

wicklung der Ortsmitte Söllingen und trifft sich regelmäßig, um Themen in Bezug auf die Ortsmitte zu 

diskutieren und voran zu bringen.  

 

Im Rahmen der Vorbereitenden Untersuchungen wurde eine schriftliche Befragung der Eigentüme-

rinnen und Eigentümer durchgeführt. Eine weitere Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger soll pro-

zessbegleitend nach Programmaufnahme erfolgen. 

 

Da der Gebietsumgriff sehr klein ist, konnten insgesamt nur 13 Eigentümerinnen und Eigentümer von 

insgesamt 8 Objekten angeschrieben werden. Gebäude im Eigentum der Gemeinde Pfinztal wurden 

dabei nicht berücksichtigt. Eigentümer mit Eigentumswohnungen in verschiedenen Gebäuden, ha-

ben pro Gebäude einen Fragebogen erhalten. Insgesamt wurden so 16 Fragebögen Ende November 

2019 verschickt. Die Eigentümer wurden gebeten, den Fragebogen bis zum 20. Dezember 2019 

mittels beigefügtem portofreiem Antwortkuvert zurückzuschicken. Insgesamt gingen 13 Fragebögen 

ein, die Informationen zu 7 der 8 in der Umfrage berücksichtigten Gebäuden liefern. Damit liegen mit 

Ausnahme von einem Gebäude zu allen privaten Gebäuden Informationen vor. Der Rücklauf liegt 

damit – bezogen auf die Anzahl verschickter Fragebögen bei 81,3 % und bezogen auf die Anzahl 

der Gebäude bei 87,5 %. Allein aufgrund dieses hohen Rücklaufs kann bereits von einer hohen Mit-

wirkungsbereitschaft im Rahmen der beabsichtigten Sanierungsmaßnahme ausgegangen werden. 

 

Tabelle 7: Rücklauf Befragung 

Rücklauf Befragung 2019 
Versand Rücklauf Anteil 

Fragebögen 
      

16 13 81,3 %     

Objekte (Gebäude) 8 7 87,5 % 
Quelle: Eigene Erhebung 

 

Aufgrund der kleinen Grundgesamtheit macht eine prozentuale Auswertung der Umfrageergebnisse 

keinen Sinn. Die Ergebnisse werden nachfolgend vor allem schriftlich zusammengefasst dargestellt. 

 

Die in die Umfrage eingegangenen Objekte sind überwiegend in den 1950er bis 1980er Jahre er-

baut. Mindestens zwei Gebäude sind um 1900 entstanden. Das älteste in die Umfrage eingegangene 

Gebäude stammt aus dem Jahr 1767. Bezüglich der Gebäudehöhe dominiert die Zweigeschossig-

keit. Zwei der in die Umfrage eingegangenen Gebäude weisen drei- oder mehr Geschosse auf. 

 

Die Hauptnutzung aller privaten Gebäude ist Wohnen. Den Angaben der Eigentümer zufolge existie-

ren in den in die Auswertung eingegangene Gebäude insgesamt 17 Wohnungen. Zwei der Ge-

bäude weisen neben dem Wohnen auch Gewerbe- und Handelsnutzungen mit insgesamt 3 Ge-

werbeeinheiten und 2 Dienstleistungs- / Handelseinheiten auf. Damit überwiegt insgesamt ganz ein-

deutig die Wohnfunktion. Unter Berücksichtigung der gemeindeeigenen öffentlichen Gebäude ist die 

Nutzungsstruktur jedoch als äußerst durchmischt zu beurteilen. 
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Den Umfrageergebnissen zufolge befinden sich lediglich acht Stellplätze auf den Grundstücken 

der sieben Gebäude, zu denen Informationen vorliegen. Bezogen auf die angegebenen 17 Wohnun-

gen und weiteren Handels- und Gewerbeeinheiten entspricht dies bei Weitem nicht den erforderli-

chen Bedarfen, wenn auch eine beträchtliche Anzahl öffentlicher Stellplätze zur Verfügung steht. Die 

meisten Eigentümer im Untersuchungsgebiet bewohnen ihr Eigentum selbst. Lediglich drei Eigentü-

mer geben an, ihr Eigentum zu vermieten. Von den insgesamt 17 Wohnungen im Gebiet werden 

mindestens neun selbst bewohnt und folglich acht vermietet. Mindestens eine Einheit steht sowohl 

aktuell als auch schon seit längerer Zeit leer. Bezogen auf die Gebäude werden vier Gebäude aus-

schließlich eigen genutzt und drei vollständig oder teilweise vermietet. Damit herrscht eine ausgewo-

gene Mischung zwischen Mietern und Eigentümern vor.  

 

Laut den Antworten der befragten Eigentümer sind rund die Hälfte der Gebäude und Wohnungen 

mehr oder weniger umfassend modernisiert. Dabei handelt es sich allerdings teilweise um Moderni-

sierungen, die bereits einige Jahre zurück liegen. Die übrigen Gebäude und Wohnungen sind nicht 

oder lediglich bezüglich vereinzelter Gewerke modernisiert. Am häufigsten wurden die Bäder und die 

Dach  /  Dacheindeckung  /  Dachdämmung erneuert, gefolgt von Fenstern und Heizung. Aufgrund 

der relativ geringen oder bereits längere Zeit zurückliegenden Modernisierung einzelner Gewerke 

lässt sich ein künftiger Modernisierungsbedarf herleiten. 

 

Die meisten in die Auswertung eingegangenen Gebäude im Untersuchungsgebiet werden über eine 

Zentralheizung beheizt. Die übrigen Gebäude weisen eine Etagenheizung oder eine Kombination 

verschiedener Heizsysteme auf. Als Energieträger dienen an erster Stelle Öl und Gas. Ein Gebäude 

wird über Strom und Holz  /  Pellets beheizt. 

 

Modernisierungen oder Instandsetzungen planen fünf der 13 Befragten mit Antwort oder ziehen eine 

Modernisierung durch den Nachfolger in Betracht. Die verbleibenden sechs Befragten schließen eine 

Modernisierung oder Instandsetzung in den nächsten Jahren aus. Die beabsichtigten Maßnahmen 

betreffen die Erneuerung der Fenster, die Modernisierung des Bades, die Nutzung regenerativer 

Energien, die Erneuerung des Daches, der Heizung sowie Haustüren, Wohnungstüren, Vordach und 

Terrasse.  

 

Die subjektive Einschätzung des Gebäudezustands fällt in der Regel positiver aus, als es die objek-

tive Bestandsaufnahme durch Fachplaner ergibt. Dies trifft auch im vorliegenden Fall zu. Der Zustand 

des Gebäudes wird durch die Eigentümer überwiegend als mit erkennbaren Mängeln beschrieben, 

während die Gebäude aus Sicht der Fachplanung starke Mängel aufweisen. Zwei Gebäude werden 

als Neubau, vollständig renoviertes Gebäude oder Gebäude mit geringfügigen Mängeln bewertet, 

vom Fachplaner hingegen als Gebäude mit erkennbaren Mängeln eingestuft. Eine Modernisierungs-

notwendigkeit lässt sich dieser Einschätzung zufolge nicht ableiten, wohl aber aus der Bestandsauf-

nahme des Fachplaners. 

 

Etwa ein Viertel der Befragten mit Antwort gibt an, schon einmal von der Möglichkeit einer Bezu-

schussung privater Modernisierungsmaßnahmen im Rahmen der Sanierung gehört zu haben. Der 

überwiegenden Mehrheit ist dies hingegen unbekannt. Interesse, von diesen Zuschüssen Gebrauch 
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zu machen und Erneuerungsmaßnahmen an der Immobilie durchzuführen, äußern sieben von zehn 

Befragten mit Antwort.  

 

Sechs von elf Befragten mit Antwort ziehen eine Veräußerung des Eigentums eventuell in Betracht, 

dies betrifft jedoch vor allem die Veräußerung von Teileigentum also einzelne Wohneinheiten. Für 

die verbleibenden Befragten kommt eine Veräußerung nicht infrage. 

 

Informationen zu Veranstaltungen im Rahmen der Sanierungsdurchführung wünschen acht Befragte. 

Davon geben zwei Eigentümer an, von einem persönlichen und kostenfreien Beratungstermin Ge-

brauch machen zu wollen. Lediglich zwei Befragte zeigen kein Interesse an Informationen oder einer 

Beratung. Damit kann die Mitwirkungsbereitschaft als durchaus hoch bezeichnet werden. 

 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass, gemessen am Rücklauf der Fragebögen 

(81,3 %) und dem Interesse an Informationen zur Sanierung oder einem persönlichen Beratungster-

min im Rahmen der Sanierung (ca. 80 %), die Mitwirkungsbereitschaft als sehr positiv bezeichnet 

werden kann. Auch die Absicht selbst aktiv zu werden und Modernisierungen durchzuführen äußern 

rund ein Drittel der Befragten. Noch höher ist die Bereitschaft zur Modernisierung (ca. 60 %) wenn 

Zuschüsse gewährt werden. Auch die Gebäudesubstanz und der Hinweis, dass Modernisierungen 

teilweise schon viele Jahre zurück liegen lässt eine Modernisierungsnotwendigkeit erkennen. 

 

8 Mängel und Konflikte 

Die Bestandsaufnahme ergab zusammengefasst folgende Mängel und Konflikte: 

 ca. 90 % der Gebäude weisen bauliche Mängel auf. 

 ca. 40% der Gebäude weisen schwerwiegende Mängel in der Gebäudesubstanz auf. Der Erhalt 

dieser Gebäude ist als fraglich einzustufen. 

 Es besteht erheblicher energetischer und baulicher Sanierungsbedarf. 

 Leerstände prägen das Erscheinungsbild des Untersuchungsgebietes. Annähernd jedes fünfte 

Gebäude ist von Leerstand betroffen.  

 Die Verkehrsbelastung und Verkehrsführung an der Ortsdurchfahrt führt zu einem erheblichen 

Gefährdungspotential für Fußgänger und Radfahrer. 

 Fehlende Barrierefreiheit im öffentlichen Raum sowie bei öffentlichen Gebäuden (u.a. Rathaus, 

Bürgerhaus). 

 Ungeordnete Gemengelagen und verschachtelte Hinterhofsituationen. 

 

9 Städtebauliche Neuordnung 

Das aus der Bestandsanalyse entwickelte Neuordnungskonzept dient als Leitfaden für die spätere 

Sanierungsdurchführung und als Entscheidungsgrundlage für die weitere bauliche, städtebauliche 

und strukturelle Neuordnung bzw. Entwicklung des Untersuchungsgebiets. Es ist Bestandteil des 

Gebietsbezogenen Integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzepts. Des Weiteren dient es als 

Basis zur Berechnung der voraussichtlich anfallenden sanierungsbedingten Kosten und des entspre-

chenden Fördermittelbedarfes.  
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Im Maßnahmenplan sind die geplanten Maßnahmen im Untersuchungsgebiet entsprechend der Glie-

derung der Kosten- und Finanzierungsübersicht aufgelistet und erläutert. Die Maßnahmen wurden 

aus den übergeordneten Zielsetzungen des Gesamtörtlichen Entwicklungskonzept (GEK), den fest-

gestellten Mängeln im Rahmen des Gebietsbezogenen Integrierten Städtebaulichen Entwicklungs-

konzepts (ISEK) sowie den vorhandenen Planüberlegungen zur Neubebauung des Areals am Kel-

terplatz abgeleitet. Aufgrund der Bestandsanalyse lassen sich folgende Sanierungsziele und Maß-

nahmenschwerpunkte formulieren: 

 

 
Sanierungsziele: 

 Stabilisierung des Ortskerns und Schaffung einer attraktiven und lebendigen Ortsmitte so-

wie eines attraktiven Wohn- und Arbeitsumfelds. 

 Steigerung der Aufenthaltsqualität des zentralen innerörtlichen Bereichs. 

 Neuordnung des Areals am Kelterplatz mit Schaffung eines öffentlichen Platzes. 

 Barrierefreier Umbau und Erweiterung des denkmalgeschützten Bürgerhauses. 

 Maß- und sinnvolle Nachverdichtung sowie Ansiedlung verschiedener (öffentlicher) Nutzun-

gen im Bereich Neuordnungsareal am Kelterplatz. 

 Modernisierung und Erweiterung des Rathauses I und II sowie barrierefreie Verbindung der 

beiden Rathausgebäude. 

 Gestalterische sowie energetische Modernisierung von Gebäuden. 

 Ordnung der Parkierung und Schaffung weiterer Stellplätze. 

 Gestaltung von öffentlichen Flächen. 

 Umnutzung und Aktivierung von Leerständen. 

 

Maßnahmenschwerpunkte: 

 Gebäudeabbrüche 

Im Rahmen der Neuordnung des „Areals Kelterplatz“ und des Rathausareals sind mehrere 

Gebäudeabbrüche überwiegend leerstehender und nicht mehr erhaltenswerter Gebäudes-

ubstanz erforderlich. Zu diesen Gebäuden zählen die Wohnhäuser Hauptstraße 55 und 66, 

das Familienzentrum Blumenstraße 2a (ehem. Postwürfel) sowie im hinteren Bereich der 

Areale befindliche mindergenutzte Wirtschaftsgebäude und Schuppen. 

 Erweiterung des Bürgerhauses durch Ergänzungsbau an das Bestandsgebäude und 

barrierefreie Erschließung 

Das bestehende denkmalgeschützte Bürgerhaus ist mit etwa 400 m² BGF zu klein, um dem 

bürgerschaftlichen Engagement in Söllingen gerecht zu werden. Es erfüllt darüber hinaus 

nicht die Anforderungen an Brandschutz und Barrierefreiheit. Daher ist es geplant, das Bür-

gerhaus durch einen großzügigen Anbau (ca. 1.000 m² BGF) nach Norden zu erweitern. 

Während im Bestandsgebäude Vereine und das Museum des Heimatvereins untergebracht 
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sein sollen, sind neben einem Foyer im Anbau Räume für die aktuell noch im Bestandsge-

bäude untergebrachte und gut angenommene Bücherei (Erweiterung geplant), für Ausstel-

lung und Vortrag vorgesehen. Darüber hinaus soll der Bürgersaal des Rathauses, der in 

seiner bisherigen Form unzureichend und nicht barrierefrei zugänglich ist, im Anbau des 

neuen Bürgerhauses untergebracht werden. In den weiteren Anbauten befinden sich 

Räume für ein Familienzentrum, Gastronomie und Gesundheitseinrichtungen. 

Abbildung 26: Modellansicht zur Neuordnung der Ortsmitte Söllingen 
 

 
Quelle: Gemeinde Pfinztal 
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Abbildung 27: Konzept und Raumprogramm zur Neuordnung des Areals "Kelterplatz“  

 

Sockelgeschoss 

Erdgeschoss 
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Quelle: Gemeinde Pfinztal 

 

 

 

 

 

1. Obergeschoss 

Dachgeschoss 
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Abbildung 28: Schnitt zur Neuordnung des Areals "Kelterplatz“  

 

 

Quelle: Gemeinde Pfinztal 

 

 Neugestaltung eines zentralen Platzes („Wohnzimmer“). 

Im Rahmen der Neuordnung des Areals am Kelterplatz soll eine großzügige öffentliche 

Platzfläche angrenzend an die B 10 errichtet werden, die eine neue und eindeutig auszu-

machende Ortsmitte darstellt und als Aufenthaltsort und Treffpunkt dient. Räumlich be-

grenzt wird der neue Platz durch einen Neubau im Norden, der neue Nutzungen wie Gast-

ronomie, Ärzte etc. ermöglicht. Auch das benachbarte neue Bürgerhaus und gegenüberlie-

gende Rathaus sorgen darüber hinaus für eine Belebung des Platzes. Herausforderung wird 

es sein, den multifunktional nutzbaren Platz so zu gestalten, dass die hohe Verkehrsbelas-

tung der B 10 die Aufenthaltsqualität möglichst wenig beeinflusst und eine qualitative Ge-

staltung mit hoher Aufenthaltsqualität gewährleistet ist. Der Platz soll dennoch bewusst zur 

B 10 hin ausgerichtet sein, um ihn als Ortsmitte sichtbar und erlebbar zu machen. 
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 Wohnraumschaffung und Gebäudemodernisierungen. 

90 % der Gebäude im Untersuchungsgebiet weisen bauliche Mängel auf. Durch private und 

kommunale Modernisierung des Gebäudebestandes soll das Erscheinungsbild der Orts-

mitte aufgewertet und die bauliche Identität gestärkt werden. Durch Aktivierung von Leer-

ständen und umfassende Modernisierungen soll neuer Wohnraum dem Wohnungsmarkt 

zur Verfügung gestellt werden. Im Vordergrund stehen dabei Bestandsgebäude wie z. B. 

Hauptstr. 59, Rittnertstr. 2, Hinter der Kelter 2 und Bahnhofstr. 7. 

 Maßnahmen entlang der Ortsdurchfahrt und der gemeindeeigenen Erschließungs-

straßen. 

An der B 10 sind insbesondere Verbesserungen hinsichtlich einer Erhöhung der Verkehrs-

sicherheit für die schwachen Verkehrsteilnehmer herbeizuführen (breite und von Parkierung 

frei gehaltene Gehwege, Geschwindigkeitsreduzierung und Querung im Bereich des neu 

geschaffenen Platzes), Maßnahmen zur Erhöhung des Verkehrsflusses und zur Verringe-

rung der Verkehrsbelastung sowie Gestaltungsmaßnahmen. Als klassifizierte Bundesstraße 

ist hier eine Kooperation und Bereitschaft des Bundes unerlässlich. 

Die nur in Teilabschnitten vorhandenen viel zu schmalen Gehwege entlang der engen und 

wenig befahrenen Kußmaulstraße sollen zugunsten eines niveaugleichen Ausbaus aufge-

hoben werden. 

Neue Ausrichtung und niveaugleicher Ausbau der Straße „Hinter der Kelter“ im Zuge der 

Neuordnung.  

 Ordnung der Parkierung und Schaffung von Tiefgaragen-Stellplätzen.  

Im Zuge der Neuordnung des Areals Kelterplatz werden einige vorhandene öffentliche Stell-

plätze entfallen, die adäquat an anderer Stelle neu geschaffen werden müssen. Im Neuord-

nungsbereich „Kelterplatz“ sollen insgesamt etwa 20 Stellplätze (teilweise in einer Tiefga-

rage untergebracht) realisiert werden. Die genaue Anzahl der förderfähigen Stellplätze ist 

jedoch in Abhängigkeit einer noch durchzuführenden Stellplatzbilanz sowie im Kontext des 

Gesamtquartiers und der beabsichtigten neuen Nutzung des Areals (Ärzte, Gastronomie, 

erweitertes Bürgerhaus etc.) zu ermitteln. Es ist darüber hinaus geplant im Bereich des 

neuen Rathausanbaus eine Tiefgarage zu schaffen, um den erforderlichen Stellplatzbedarf 

gerecht zu werden und die Ortsmitte aus Verkehrssicherheitsgründen und Gründen der At-

traktivität und Aufenthaltsqualität möglichst von Parkierung frei zu halten. 

 Modernisierung, Erweiterung und barrierefreie Verbindung der beiden Rathausge-

bäude  

Die beiden denkmalgeschützten Rathausgebäude I und II müssen entsprechend den gel-

tenden Anforderungen an Brandschutz, Barrierefreiheit und Arbeitsstättenverordnung an-

gepasst und (energetisch) modernisiert werden. Beide Gebäude stellen einen Blickfang in 

der Ortsmitte dar und sind im Sinne der Stärkung der Ortsidentität qualitativ aufzuwerten. 
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Ziel ist es darüber hinaus das an der B 10 gelegene Rathausgebäude I durch einen Neubau 

zu erweitern und damit die topographische Barriere auszugleichen und gleichzeitig eine 

Verbindung zum an der Kußmaulstraße gelegenen Rathausgebäude II zu schaffen. 

Abbildung 29: Neuordnungskonzept 

 

Quelle: eigene Darstellung  

 

Abbildung 30: Maßnahmenplan 

Quelle: eigene Darstellung  
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10 Verfahren 

10.1 Wahl des Sanierungsverfahrens nach BauGB 

10.2 Möglichkeiten der Verfahrenswahl 

Für die Durchführung der Sanierung gibt es zwei unterschiedliche Sanierungsverfahren, das verein-

fachte und das umfassende Verfahren. Bei der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes 

muss die Gemeinde Pfinztal das geeignete Sanierungsverfahren wählen, welcher die städtebauli-

che Situation im künftigen Sanierungsgebiet berücksichtigt und die Zügigkeit des Verfahrens ge-

währleistet. 

 

10.3 Das vereinfachte Verfahren 

Das vereinfachte Verfahren ist dann anzuwenden, wenn die besonderen bodenrechtlichen Vorschrif-

ten nicht erforderlich werden und die Sanierungsdurchführung ohne ihre Anwendung nicht erschwert 

wird (§ 142 Abs. 4 BauGB). Ergibt sich aus dem Sanierungskonzept, dass durch die Sanierung le-

diglich Bestandserhalt ohne nachhaltige Eingriffe in die Grundstücksverhältnisse erzielt wird, ist das 

vereinfachte Verfahren angebracht. Beispiele hierfür sind die Gestaltung des öffentlichen Verkehrs-

raums, die Neuordnung historischer Altstädte und die Verbesserung von älteren Großsiedlungen. 

Wird die Satzung im vereinfachten Verfahren durchgeführt, hat dies folgende Auswirkungen: 

 Die besonderen bodenrechtlichen Vorschriften finden keine Anwendung. 

 Ausgleichs- und Entschädigungsleistungen nach § 153 Abs. 1 BauGB sind nicht wie beim 

umfassenden Verfahren begrenzt. 

 Die Genehmigung von Kaufverträgen kann nicht versagt werden, wenn nur der Grundstücks-

wert den Anfangswert vor der Sanierung übersteigt (keine Preiskontrolle) (§ 153 Abs. 2 

BauGB). Bei der Durchführung der Sanierung im vereinfachten Verfahren hat die Gemeinde 

nicht die Möglichkeit, Kaufverträge zu versagen, wenn der vereinbarte Kaufpreis über dem 

vom Gutachterausschuss durch Wertermittlungsgutachten festgestellten Wert liegt. 

 Sanierungsbedingte Bodenwerterhöhungen werden nicht durch die Erhebung von Aus-

gleichsbeträgen abgeschöpft, stattdessen gilt das allgemeine Städtebaurecht, d.h. Erschlie-

ßungsbeiträge nach §§ 127 ff BauGB werden erhoben, sofern Erschließungsanlagen herge-

stellt werden. 

Grundsätzlich gelten die Bestimmungen der §§ 144 und 145 BauGB über die Genehmigung von 

Vorhaben, Teilungen und Rechtsvorgängen auch im vereinfachten Verfahren. Gemäß § 142 Abs. 4 

in Verbindung mit § 144 BauGB besteht die Möglichkeit einer differenzierten Anwendung. Dies gilt 

besonders für die Verfügungs- und Veränderungssperre. Die Gemeinde hat folgende, auf ihre kon-

kreten Sanierungsbedürfnisse abgestimmte Gestaltungsmöglichkeiten in Hinblick auf die Satzung: 

 Die Genehmigungstatbestände nach § 144 BauGB gelten uneingeschränkt. Diese Möglich-

keit gilt automatisch, wenn in der Satzung außer dem Wegfall der §§ 152 bis 156 BauGB 

nichts anderes bestimmt ist. Die allgemeinen Vorschriften der §§ 14 bis 21 sowie § 51 

BauGB finden dann keine Anwendung. 
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 Die Genehmigungstatbestände nach § 144 Abs. 1 BauGB werden ausgeschlossen. Es gel-

ten nur die Tatbestände nach § 144 Abs. 2 BauGB. 

 Die Genehmigungstatbestände nach § 144 Abs. 2 BauGB werden ausgeschlossen. Es gel-

ten nur die Tatbestände nach § 144 Abs. 1 BauGB. 

 Die Genehmigungstatbestände nach § 144 BauGB werden insgesamt ausgeschlossen. 

 

10.4 Das umfassende Verfahren 

Für die Durchführung der Sanierung im umfassenden Sanierungsverfahren muss die Anwendung 

der besonderen bodenrechtlichen Instrumente der §§ 152 bis 156 BauGB erforderlich sein. 

Dies ergibt sich aus dem Sanierungskonzept. Die Gemeinde muss das umfassende Verfahren an-

wenden, wenn  

 durch Bodenordnungsmaßnahmen in starkem Maße in private Grundstücksverhältnisse ein-

gegriffen werden muss, 

 die Gefahr spekulativer Bodenpreissteigerungen besteht, ausgelöst allein durch die Aussicht 

auf Sanierung, 

 die Grundstückseigentümer durch Leistungen der Gemeinde erhebliche Vorteile erlangen, 

die nicht über das allgemeine Erschließungsbeitragsrecht abgeschöpft werden können, 

 umfassende Ordnungsmaßnahmen durchgeführt werden sollen. 

 

Wird die Sanierung im umfassenden Verfahren durchgeführt, hat dies folgende Auswirkungen: 

 Sanierungsbedingte Bodenwertsteigerungen werden bei der Bemessung von Ausgleichs- 

und Entschädigungsleistungen nicht berücksichtigt (§ 153 Abs. 1 BauGB). Es werden ledig-

lich Werterhöhungen berücksichtigt, die der Betroffene durch eigene Aufwendungen zuläs-

sigerweise bewirkt hat. 

 Wenn der Kaufpreis eines Grundstücks den Anfangswert vor der Sanierung übersteigt, muss 

die Genehmigung des Kaufvertrages versagt werden (§ 144 und § 153 Abs. 2 BauGB). Än-

derungen in den allgemeinen Wertverhältnissen auf dem Grundstücksmarkt werden dabei 

berücksichtigt. 

 Die Gemeinde darf nur zum Anfangswert kaufen (§ 153 Abs. 3 BauGB), ohne Entschädigung 

sanierungsbedingter Werterhöhungen und zum Neuordnungswert - Wert nach Abschluss 

der Sanierung - veräußern (§ 153 Abs. 4 BauGB). 

 Die Gemeinde muss beim Abschluss der Sanierung Ausgleichsbeträge erheben (§ 154 

BauGB), dafür entfällt die Erschließungsbeitragspflicht nach § 127 BauGB. Durch die im 

umfassenden Verfahren zu erhebenden Ausgleichsbeträge sollen Werterhöhungen, die le-

diglich durch die Aussicht auf die Sanierung, durch ihre Vorbereitung oder Durchführung 

eingetreten sind, abgeschöpft und zur Finanzierung der Gesamtmaßnahme eingesetzt wer-

den. 
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10.5 Sanierungsrechtliche Vorschriften für beide Verfahren 

Neben den allgemeinen städtebaurechtlichen Vorschriften kommen im förmlich festgelegten Sanie-

rungsgebiet folgende sanierungsrechtliche Vorschriften sowohl im vereinfachten Sanierungsverfah-

ren als auch im Sanierungsverfahren unter Anwendung der besonderen sanierungsrechtlichen Vor-

schriften (umfassendes Verfahren), zur Anwendung: 

 § 24 Abs. 1 Nr. 3 BauGB über das allgemeine Vorkaufsrecht beim Kauf von Grundstü-

cken in einem förmlich festgelegten Sanierungsgebiet. 

 § 28 Abs. 4 Satz 1 BauGB über die Ausübung des Vorkaufsrechts nach § 24 Abs. 1 

Nr. 3 BauGB zugunsten eines Sanierungs- und Entwicklungsträgers. 

 § 87 Abs. 3 Satz 3 BauGB über die Zulässigkeit der Enteignung zugunsten eines Sa-

nierungs- und Entwicklungsträgers. 

 § 88 Satz 2 BauGB über die Enteignung aus zwingenden städtebaulichen Gründen. 

 §§ 144 und 145 BauGB über die Genehmigung von Vorhaben, Teilungen und Rechts-

vorgängen, soweit die Anwendung dieser Vorschriften im vereinfachten Sanierungs-

verfahren nicht ausgeschlossen wird. 

 §§ 180 und 181 BauGB über den Sozialplan und Härteausgleich. 

 §§ 182 bis 186 BauGB über die Aufhebung bzw. Verlängerung von Miet- und Pacht-

verhältnissen und anderen Vertragsverhältnissen. 

 

10.6 Wahl des Verfahrens für das Sanierungsgebiet 

Bei der Entscheidung über das anzuwendende Verfahren muss die städtebauliche Situation im fest-

zulegenden Sanierungsgebiet berücksichtigt werden: 

 die anzustrebenden allgemeinen Ziele der Sanierung im Vergleich zu der vorhandenen städ-

tebaulichen Situation im festzulegenden Gebiet, 

 die Durchführbarkeit der Sanierung im allgemeinen und unter Berücksichtigung der aufgrund 

der angestrebten Sanierungsmaßnahmen erwarteten Entwicklung der Bodenpreise; soweit 

sanierungsbedingte Bodenwerterhöhungen im Sanierungsgebiet oder in Teilen zu erwarten 

sind, ist die Anwendung der §§ 152 bis 156 BauGB insbesondere von Bedeutung im Hinblick 

auf 

 die Erhebung von Ausgleichsbeträgen zur Finanzierung der Sanierung im Vergleich zur Er-

hebung von Erschließungsbeiträgen nach §§ 127 ff. BauGB, 

 die Möglichkeiten, Grundstücke für Ziele und Zwecke der Sanierung zum sanierungsunbe-

einflussten Grundstückswert zu erwerben (§ 153 Abs. 3 BauGB) oder 

 die Vermeidung von Erschwernissen bei privaten Investitionen durch unkontrollierte Boden-

werterhöhungen. 

 

Anhand des Sanierungskonzeptes muss beurteilt werden, welches Verfahren im Untersuchungsge-

biet „Neue Ortsmitte Söllingen“ angewendet wird. Maßgebend sind folgende Kriterien: 
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 Stand der städtebaulichen Entwicklung, 

 Lage und Struktur des Sanierungsgebiets, 

 Erschließungszustand des Sanierungsgebiets, 

 Art und Maß der baulichen Nutzung, 

 Grundstückszuschnitt und Bodenbeschaffenheit. 

 

Für das geplante Sanierungsgebiet ergibt sich folgendes: 

 Es sind in mehreren Bereichen Neuordnungen durch Abbruch und Neubebauung (Hauptstraße, 

Hinter der Kelter) erforderlich. Für den verbleibenden Bestand ist eine erhaltende Erneuerung 

durch Modernisierung und Instandsetzung schlechter Bausubstanz erforderlich.  

 Lage, Struktur und Entwicklungsstufe des Gebietes werden durch die erhaltende Erneuerung 

unwesentlich, durch die Neuordnung teilweise verändert. 

 Art und Maß der baulichen Nutzung werden teilweise verändert. 

 Sanierungsbedingte Bodenwerterhöhungen, die die Sanierung erschweren, sind nicht ausge-

schlossen. 

Der Gemeinde Pfinztal wird deshalb empfohlen, die Sanierung des Gebietes „Neue Ortsmitte Söllin-

gen“ im umfassenden Verfahren durchzuführen.  

 

10.7 Genehmigungspflichtige Vorhaben und Rechtsgeschäfte 

In einem förmlich festgelegten Sanierungsgebiet sind nach § 144 BauGB eine Reihe von Vorhaben 

schriftlich von der Gemeinde genehmigungspflichtig. Die Genehmigungspflicht nach § 144 Abs. 2 

BauGB (Veränderungssperre) betrifft: 

1. die rechtsgeschäftliche Veräußerung eines Grundstücks und die Bestellung und Veräußerung 
eines Erbbaurechts; 

2. die Bestellung eines das Grundstück belastenden Rechts (Ausnahme siehe § 144 Abs. 2 Nr. 2, 
Satz 2 BauGB);  

3. ein schuldrechtlicher Vertrag, durch den eine Verpflichtung zu einem der in Nummer 1 oder 2 
genannten Rechtsgeschäfte begründet wird; 

4. die Begründung, Änderung oder Aufhebung einer Baulast; 

5. die Teilung eines Grundstücks. 

Für die Handhabung der Genehmigungspflicht nach den §§ 144 und 145 BauGB sind vor allem fol-

gende Einzelregelungen von Bedeutung: 

 Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB (Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung bauli-

cher Anlagen, Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs sowie Ausschachtun-

gen, Ablagerungen und Lagerstätten), 

 Beseitigung baulicher Anlagen, 

 erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken oder bauli-

chen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeige-

pflichtig sind, 
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 rechtsgeschäftliche Veräußerungen von Grundstücken, Bestellung und Veräußerung von 

Erbbaurechten, 

 Bestellung eines das Grundstück belastenden Rechts (ausgenommen Rechte in Zusam-

menhang mit § 148 Abs. 2 BauGB), 

 schuldrechtliche Verträge zu einem der oben genannten Rechtsgeschäfte, 

 Begründung, Änderung oder Aufhebung einer Baulast, 

 Teilungen von Grundstücken. 

Genehmigungen können in bestimmten Fällen durch eine ortsübliche Bekanntmachung für das 

ganze Gebiet oder Teile davon erteilt oder aufgehoben werden (§ 144 Abs. 3 BauGB). Über eine 

Genehmigung ist innerhalb eines Monats nach Antragseingang zu entscheiden (§ 145 Abs. 1 

BauGB). Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn durch das Vorhaben oder den Rechts-

vorgang die Sanierung wesentlich erschwert oder unmöglich gemacht wird oder das Vorhaben den 

Zielen und Zwecken der Sanierung zuwider laufen würde (§ 145 Abs. 2 BauGB). 

 

10.8 Sozialplan 

Die Aufstellung eines Sozialplanes ist angesichts der Sozial- und Eigentümerstruktur voraussichtlich 

nicht notwendig. Mieterhöhungen durch Modernisierungen sind nur in Einzelfällen und in vertretba-

rem Ausmaß zu erwarten, Umsiedlungen sind bei der erhaltenden Erneuerung nicht vorgesehen und 

im Falle des Abbruchs nicht notwendig, da es sich bei diesen Gebäuden um unbewohnte, öffentliche 

Gebäude handelt oder aber diese Gebäude bereits leer stehen. Damit werden auch soziale Bindun-

gen durch die Sanierung nicht gestört. Etwaig erforderliche Betriebsverlagerungen oder Umzüge von 

Bewohnern werden im Einzelfall geregelt. 

 

10.9 Abgrenzungsvorschlag 

Das Sanierungsgebiet ist gemäß Baugesetzbuch so abzugrenzen, dass sich eine Sanierung zweck-

mäßig durchführen lässt (§ 142 Abs. 1 Satz 2 BauGB). 

Im Untersuchungsgebiet wurden die städtebaulich-architektonischen und strukturellen Missstände 

erhoben und aufgrund dessen wird ein Abgrenzungsvorschlag für ein zukünftiges Sanierungsgebiet 

„Neue Ortsmitte Söllingen“ abgeleitet (siehe Anlage). Der Abgrenzungsvorschlag für das Sanierungs-

gebiet entspricht der Abgrenzung des Untersuchungsgebiets. Das potenzielle Sanierungsgebiet 

„Neue Ortsmitte Söllingen“ umfasst eine Fläche von rund 1,1 Hektar. 

 

10.10 Weitere Vorgehensweise 

Im weiteren Verlauf sind nach Aufnahme in ein Städtebauförderungsprogramm folgende Schritte zu 

unternehmen: 

 Abgrenzung des Gebietes zur förmlichen Festlegung und Entscheidung über das Sanie-

rungsverfahren, 

 Beschluss des Gemeinderates über die förmliche Festlegung nach § 142 BauGB (Sanie-

rungssatzung (§ 142 Abs. 3 Satz 1 BauGB), 

 Ortsübliche Bekanntmachung der Sanierungssatzung (§ 143 Abs. 1 Satz 1 BauGB), 
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 Benachrichtigung des Grundbuchamtes (§ 143 Abs. 2 BauGB), 

 Weiterentwicklung des Sanierungskonzeptes durch Aufstellung von Rahmenplänen und  /  

oder Bebauungsplänen,  

 Durchführung von Ordnungs- und Baumaßnahmen. 
 

In der Folge sollten die Eigentümer im Sanierungsgebiet nicht nur auf die Fördermöglichkeiten und 

die Genehmigungspflicht von Vorhaben informiert werden, sondern auch über die weiteren Planun-

gen. 

 

11 Kosten- und Finanzierungsübersicht 

Auf der Grundlage des Neuordnungskonzepts ergibt sich folgende Kosten- und Finanzierungs-

übersicht. 

 

Zur Erreichung der Sanierungsziele und damit zur Beseitigung der wesentlichen Mängel ist die 

Durchführung der dargestellten Maßnahmen erforderlich. Der genaue Kostenaufwand sowie die 

unrentierlichen Kosten können z. T. erst im weiteren Sanierungsverfahren ermittelt werden. 

Die Kosten- und Finanzierungsübersicht ist laufend zu aktualisieren, um u. U. auch auf Preiser-

höhung und sonstige Änderungen reagieren zu können. Nach derzeitigem Planungsstand ist da-

von auszugehen, dass ein Fördervolumen von 5,8 Mio. € (100 %) für die Sanierung „Neue Orts-

mitte Söllingen“ erforderlich sein wird. 

Die zu beantragende Finanzhilfe würde sich dann auf 3.455.162,40 € (60 %) und der Eigenanteil 

der Gemeinde auf 2.303.441,60 € (40 %) belaufen. Bei einem Durchführungszeitraum von ca. 8 

Jahren würde sich der jährliche Investitionsaufwand der Gemeinde auf ca. 287.930,20 € / Haus-

haltsjahr belaufen. 
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Kostengruppe 
Zwischen-
summe 
in € 

Förderfähige  
Gesamt-kos-
ten in € 

I.  ISEK und Vorbereitende Untersuchungen  19.000,00 

II. Weitere Vorbereitung  35.000,00 

 Städtebauliche Planungen, Konzepte, Wettbewerbe 20.000,00  

 Öffentlichkeitsarbeit 15.000,00  

III. Grunderwerb  0,00 

IV. Ordnungsmaßnahmen  860.000,00 

 Abbruchmaßnahmen (2 Wohngebäude, Familienzentrum, meh-
rere Schuppen) 

250.000,00  

 Schaffung eines öffentlichen Platzes (Areal Kelterplatz): ca. 600 
qm x 250 € / qm 

150.000,00  

 Verbesserungen entlang Ortsdurchfahrt B 10, Gehwege, Gestal-
tung: ca. 320 qm x 250€ / qm 

80.000,00  

 Niveaugleicher Ausbau Kußmaulstraße: ca. 220 qm x 250€ / qm 55.000,00  

 Erschließungsfläche Hinter der Kelter: ca. 600 qm x 250€ / qm 150.000,00  

 Verbesserungen entlang Blumenstraße: ca. 400 qm x 250€ / qm 100.000,00  

 Anpassung und Verbesserungen des Platzbereichs hinter dem 
Rathaus: ca. 300 qm x 250 € / qm 

75.000,00  

V. Baumaßnahmen  4.774.604,00 

 Anbau Bürgerhaus (Neubau) inkl. barrierefreie Erschließung 
(Ansatz Kosten für Gebäudeteile mit Gemeinbedarfsnutzung: B, 
C, D, E = 2,6 Mio. €) zuwendungsfähig 30 % 

764.604,00  

 Modernisierung denkmalgeschütztes Bürgerhaus (Ansatz 1 
Mio. €)  zuwendungsfähig 85 %  

850.000,00  

 Modernisierung denkmalgeschützte Rathausgebäude Haupt-
straße 70 und Kußmaulstr. 1, 3 (Ansatz 2 Mio. €)  zuwendungs-
fähig 85 % 

1.700.000,00  

 Anbau Rathausgebäude (Neubau) inkl. barrierefreie Erschlie-
ßung (Ansatz 2 Mio. €),  zuwendungsfähig 60 % 

1.200.000,00  

 Modernisierung Wohnhaus, Hauptstraße 59 (Gemeindeeigen-
tum),  zuwendungsfähig 60 % 

200.000,00  

 ca. 2 umfassende Erneuerungen von Wohngebäuden a 
30.000 € 

60.000,00  

VI. Sonstiges   

VII. Vergütungen  80.000,00 

Summe förderfähiger Kosten  5.768.604,00 

Sanierungsbedingte Einnahmen  10.000,00 

Unrentierliche Kosten / Förderrahmen  5.758.604,00 
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12 Anhang 

Öffentliche Bekanntmachung zur Einleitung der Vorbereitenden Untersuchungen 
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Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
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13. Planteil 
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